§ 60 LHG
Gesetz uber die Hochschulen in Baden-Wirttemberg (Landeshochschulgesetz -
LHG)

Landesrecht Baden-Wirttemberg

TEIL 6 — Mitglieder -> Abschnitt 2 — Studierende

Titel: Gesetz Uiber die Hochschulen in Normgeber: Baden-Wirttemberg
Baden-Wirttemberg (Landeshochschulgesetz -

LHG)

Amtliche Abkiirzung: LHG Gliederungs-Nr.: 2230-1

Normtyp: Gesetz

§ 60 LHG — Immatrikulation
(1) Die Einschreibung als Studierende oder Studierender (Immatrikulation) erfolgt

a) in einen Studiengang oder eine in einer Priifungsordnung vorgesehene Verbindung von
Teilstudiengangen oder in vorbereitende Studien unter den Voraussetzungen des Satz 6 oder zum
Zwecke eines Forschungsaufenthaltes unter den Voraussetzungen des Satz 7 und in der Regel nur
an einer Hochschule,

b) auf der Grundlage der Annahme als Doktorandin oder Doktorand unter den Voraussetzungen des
§ 38 Absatz 5.

Die Aufnahme des Hochschulstudiums ist nur in dem Studiengang oder Teilstudiengang zuléssig, fiir den die
oder der Studierende eingeschrieben ist. Die Immatrikulation in zwei oder mehrere zulassungsbeschrénkte
Studiengange ist nur zulassig, wenn dies aus besonderen beruflichen, wissenschaftlichen oder kiinstlerischen
Griinden erforderlich ist. In begrindeten Fallen kann die Immatrikulation mit einer Befristung oder Auflage, die
Zulassung dariber hinaus auch mit einer Bedingung versehen werden. Studierende, die nur wahrend eines
bestimmten Abschnitts ihres Studiums an einer Hochschule des Landes studieren wollen, kdnnen in der
Regel fiir zwei Semester befristet eingeschrieben werden; sie sind nicht wahlberechtigt und nicht wahlbar
sowie nicht berechtigt, einen Hochschulabschluss zu erwerben. Die Hochschule kann durch Satzung die
Immatrikulation in Studien, die der Vorbereitung auf das Studium oder die Promotion dienen, regeln; diese
legt auch die mitgliedschaftlichen Rechte fest. Satz 6 gilt entsprechend fiir die Immatrikulation von
Studierenden anderer Hochschulen zu voribergehenden Forschungsaufenthalten ohne Erwerb von
Leistungspunkten; die Immatrikulation erfolgt nur, sofern die zustandige Fakultat das Vorliegen der
Voraussetzungen bestatigt.

(2) Die Immatrikulation nach Absatz 1 Satze 1 bis 5 ist zu versagen, wenn

1. die in oder auf Grund von §§ 58 und 59 bestimmten Voraussetzungen nicht vorliegen,

2. eine nach der Prifungsordnung erforderliche Prufung im gleichen Studiengang endglltig nicht
bestanden wurde oder der Prifungsanspruch aus sonstigen Griinden nicht mehr besteht; durch
Satzung der Hochschule kann bestimmt werden, dass dies auch fir verwandte Studiengange mit im
Wesentlichen gleichem Inhalt gilt; far Studienabschnitte vor der Vor- oder Zwischenprifung gendgt
eine entsprechende Vergleichbarkeit der Studiengénge in diesem Abschnitt,

3. fur den Studiengang Zulassungszahlen festgesetzt sind und die Person keinen Studienplatz
zugewiesen bekam oder von der Zuweisung nicht fristgerecht Gebrauch machte,

4. die Person in einem Dienst-, Arbeits- oder Ausbildungsverhaltnis steht oder sonst beruflich tatig ist,
es sei denn, dass sie nachweist, dass sie zeitlich die Mdglichkeit hat, sich dem Studium

1 © 2018 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lander, 19.10.2018



9.

uneingeschrankt zu widmen, insbesondere die erforderlichen Lehrveranstaltungen zu besuchen,

die Person einen grundsténdigen Studiengang im dritten oder in einem héheren Semester wechseln
will und nicht den schriftlichen Nachweis Uber eine auf den angestrebten grundstéandigen
Studiengang bezogene studienfachliche Beratung gemaB § 2 Absatz 2 erbringt,

die Person fiir einen grundsténdigen Studiengang an Hochschulen nach § 1 Absatz 2 Nummern 1, 2
und 4 nicht den Nachweis Uber die Teilnahme an einem Studienorientierungsverfahren erbringt; das
Nahere Uber die Ausgestaltung und Durchfihrung des Studienorientierungsverfahrens regeln die
Hochschulen durch Satzung; fiir Lehramtsstudiengénge ist die Teilnahme an einem besonderen, mit
dem Kultusministerium abgestimmten Lehrerorientierungstest nachzuweisen,

an der DHBW die Person keinen Ausbildungsvertrag mit einer Ausbildungsstatte vorlegt, die bei der
jeweiligen Studienakademie nach § 65¢ Absatz 2 zugelassen ist; der Ausbildungsvertrag muss den
von der DHBW aufgestellten Grundséatzen fir die Ausgestaltung der Vertragsverhaltnisse
entsprechen,

die Person féllige Abgaben und Entgelte, die im Zusammenhang mit dem Studium entstanden sind,
nicht bezahlt hat oder

eine sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschrift oder Verfigung einer Immatrikulation entgegensteht.

(3) Die Immatrikulation nach Absatz 1 Satze 1 bis 5 kann versagt werden, wenn

die erforderlichen Sprachkenntnisse fiir den jeweiligen Studiengang nicht nachgewiesen sind,
die fur den Antrag vorgeschriebenen Verfahrensvorschriften nicht eingehalten sind,

an der DHBW der Zulassungsantrag nicht innerhalb des flir diese Ausbildungsstatte nach § 27b
Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe b festgelegten Umfangs der Beteiligung liegt,

die Person an einer Krankheit leidet, durch die sie die Gesundheit der anderen Studierenden
ernstlich gefahrdet oder den ordnungsgemaBen Studienbetrieb ernstlich zu beeintrachtigen droht
oder

die Person eine Freiheitsstrafe verblBt.

© 2018 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lander, 19.10.2018



	© 2018 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Länder, 19.10.2018

